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VW im »Delivery Mode«

Im VW-Konzern sollen laut Medien-
berichten weltweit bis zu 100.000 der 
aktuell rund 657.000 Arbeitsplätze 
wegfallen. Die bekannt gewordenen 
Abbauziele entsprechen einer Ver-
dopplung der bisherigen Zielmarke. 
Mittelfristig könnten dem Bericht zu-
folge vier Werke in Deutschland ge-
schlossen werden. [...]

Alternativen zum Ausbau  
der Alterssicherung
In der von der Bundesregierung 
eingesetzten Alterssicherungs-
kommission waren weder Ge-
werkschaften noch Sozialverbän-
de vertreten. Deshalb hatte der 
DGB eine eigene Rentenkommis-
sion mit einem unabhängigen 
Expert*innengremium berufen, der 
auch die Vertreter*innen des Paritä-
tischen und der VdK angehörten. [...]

Reicht es?
Knapp die Hälfte der Delegierten der 
Parteitags der Linken in Potsdam ist 
innerhalb der letzten drei Jahre in 
die Partei eingetreten, das Durch-
schnittsalter beträgt rund 37 Jahre, 
es sind mehr Frauen als Männer, und 
mehr Delegierte aus den West- als 
den Ostlandesverbänden. [...]

Dafür brauchen 
wir Unterstützung!
Wie Abonnent:innen und 
Leser:innen das konkret machen 
könnten, steht ebenfalls unter 

www.Sozialismus.de

Gewerkschaften
Forum
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Absturz der »Brombeere«
Thüringens Landesregierung aus CDU, BSW und SPD ist so unbeliebt, wie keine andere seit 20 Jahren

von n Paul Wellsow

beer-Koalition« das Vertrauen – das 
zeigt die Befragung auf Grundlage von 
repräsentativ erhobenen Daten aus dem 
Juni und Juli 2025. Das Vertrauen sank 
von 38% im Jahr 2024 – also dem letz-
ten Jahr der rot-rot-grünen Regierung 
unter Ministerpräsident Bodo Ramelow 
(Die Linke) – um neun Prozentpunkte 
auf nur noch 29%. So niedrig lag der 
Wert seit 2005 nicht mehr. Eine weitere 
Befragung mit aktuelleren Daten aus 
dem April 2026 stützt diese Werte: Laut 
einer repräsentativen Umfrage des In-

stituts INSA sagten 64%, dass sie sich 
von der Landesregierung »eher nicht« 
(39%) bzw. »gar nicht« (25%) vertre-
ten fühlen.3 Nur 21% fühlen sich »eher« 
und 4% »voll und ganz« vertreten. So-
gar eine Mehrheit der Wähler*innen 
vom BSW (53%) und fast die Hälfte 
(47%) der CDU-Anhänger*innen se-
hen sich nicht mehr repräsentiert. Zu-
dem sorgen neue Vorwürfe gegen Voigt 
für weiteren Vertrauensverlust. Die TU 
Chemnitz erkannte ihm Anfang des Jah-
res seinen Doktortitel ab.4 Nun heißt es 

Das Vertrauen in Mario Voigt ist weg. 
Der amtierenden Thüringer Landesre-
gierung aus CDU, BSW und SPD ver-
trauen nur noch 29% der Menschen. 
Das sind so wenige, wie seit 20 Jahren 
nicht mehr. Die Zahl stammt aus dem 
nun veröffentlichten »Thüringen Moni-
tor« der Universität Jena,1 der seit dem 
Jahr 2000 jährlich politische Einstellun-
gen untersucht.2

Bereits in den ersten sechs Monaten 
ihrer Amtszeit verspielte die im Dezem-
ber 2024 ins Amt gekommene »Brom-
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zudem, er habe Reden von Künstlicher 
Intelligenz schreiben lassen.5

Die Zahlen bestätigen ein seit Jah-
ren verfestigtes Grundgefühl, dass Po-
litik nicht ordentlich funktioniere. 
So unterstützen 90% der befragten 
Thüringer*innen die Demokratie an 
sich. Aber nur 44% sind mit der Pra-
xis »zufrieden« oder »sehr zufrieden, 
56% sind unzufrieden. Die Autor*innen 
des »Monitors« warnen: »Dies eröffnet 
Raum für populistische und systemkri-
tische Narrative, die die Diskrepanz zwi-
schen Idealbild und Realität zum Anlass 
nehmen, die repräsentative Demokratie 
und ihre Akteure insgesamt zu delegiti-
mieren.« (Monitor: 99).

Gesellschaftlicher Zusammenhalt

Schwerpunktthema des aktuellen »Thü-
ringen Monitors« ist gesellschaftlicher 
Zusammenhalt. Die Autor*innen der 
Studie verweisen darauf, dass sich die 
Gesellschaft »seit mehreren Jahren in 
einer Phase außergewöhnlicher Belas-
tungen« befinde, die das soziale Gefüge 
infrage stellen: »Die Corona-Pandemie 
hat nicht nur erhebliche Verunsiche-
rung in der Bevölkerung ausgelöst, son-
dern zugleich strukturelle Schwächen, 
u.a. im Gesundheits- und Bildungswe-
sen, offengelegt. Zusätzlich führen geo-
politische Konflikte wie der russische 
Angriffskrieg gegen die Ukraine und die 
Gewalteskalation im Nahen Osten eben-
so wie Unsicherheiten in den transatlan-
tischen Beziehungen zu Gefühlen glo-
baler Instabilität und wirtschaftlicher 
Unsicherheit. Auch die Klimakrise, der 
demografische Wandel und die anhal-
tende wirtschaftliche Rezession stellen 
die Gesellschaft weiterhin vor Heraus-
forderungen und verschärfen soziale 
Konfliktlinien […]. Die Krisenlagen wir-
ken zudem als Treiber und Nährboden 
für demokratiegefährdende Entwicklun-
gen« (Monitor: 3). Daher sei die Frage 
nach Zusammenhalt heute besonders 
wichtig.

Es zeigt sich ein bekanntes Phäno-
men: Eine Mehrheit der Menschen 
(85%) ist »sehr zufrieden« mit der Le-
bensqualität an ihrem Wohnort. Zu-
dem sei die Mehrheit (68%) »in sta-
bile soziale Beziehungen und Netzwerke 
eingebunden«, das Vertrauen in das 

Umfeld sei hoch (83%). Ein lebendi-
ges Vereinsleben, die »Pflege Thürin-
ger Traditionen« und ein »subjektives 
Zugehörigkeitsgefühl« zum direkten Le-
bensumfeld wird mehrheitlich als »sehr 
wichtig« oder »eher wichtig« beschrie-
ben. Doch gegenüber »als fremd wahr-
genommenen Gruppen« ist das Ver-
trauen deutlich geringer, ebenso wie die 
Zufriedenheit mit der Gesellschaft ab-
seits des eigenen Umfelds. Es zeigt sich 
eine hohe Identifikation mit dem Kon-
kreten und dem Regionalen, mit Na-
tur, Kultur und Region, und es gibt eine 
hohe Zufriedenheit mit dem Eigenen, 
bei hoher Skepsis gegenüber allgemei-
nen Entwicklungen der Gesellschaft.

Starker Rechtsextremismus

Rechte Einstellungen werden mit dem 
»Monitor« seit Anfang an genau un-
tersucht. Die Ergebnisse sind eindeu-
tig: Die Verbreitung rechter Einstellun-
gen ist seit Jahren kontinuierlich hoch. 
18% der Menschen vertraten 2025 ein 
geschlossen rechtsextremes Weltbild 
– ein Jahr zuvor waren es 20%. Positiv 
hervorzuheben sei, dass »Ethnozentris-
mus« (47% auf 43%) und »Neo-Natio-
nalsozialismus« (7% auf 5%) nach An-
stiegen nun »erstmals leicht rückläufig« 
seien. Auch Aussagen »zu einem starken 
Nationalgefühl« seien auf hohem Ni-
veau rückläufig (61% auf 53%), ebenso 
rassistische Aussagen (63% auf 57%). 
Interessant ist, dass ein weitverbreiteter 
»Populismus« (58%) sich zunehmend 
»mit ethnozentrischen und rechtsex
tremen Einstellungen« verbinde. 66% 
der Thüringer*innen mit populistischen 
Einstellungen würden »auch ethnozen-
trische oder neo-nationalsozialistische 
Einstellungen« teilen. Populismus habe 
sich nicht weiter verbreitet, »aber weiter 
in Richtung Rechtspopulismus entwi-
ckelt.« (alle Zahlen: Monitor: 43ff.).

Ein Schlaglicht auf den Rechtsextre-
mismus wirft auch die Studie »Thürin-
ger Zustände 2025«.6 Darin wird fest-
gestellt, das Land bleibe »ein zentraler 
Raum für rechtsextreme Entwicklun-
gen«. Sowohl die Wahlerfolge der AfD 
wie auch »die mannigfaltigen Aktivitä-
ten der gesamten antidemokratischen 
Bewegung mit all ihren Ausprägun-
gen setzten sich auf sehr hohem Niveau 

fort« (Zustände: 7). Rechte, rassistische 
und antisemitische Gewalttaten wür-
den sich »weiterhin auf dem sehr ho-
hen Niveau der letzten Jahre« bewe-
gen (ebenda: 6). Im Ergebnis kommen 
die Autor*innen zu dem Ergebnis, dass 
sich 2025 »die Angriffe und Bedrohun-
gen gegen die demokratische Zivilge-
sellschaft Thüringens durch rechtsex
treme Akteur*innen intensiviert« hätten 
(ebenda: 5).

Land der Hoffnung? 

Thüringen sollte, so hieß es im Koaliti-
onsvertrag von CDU, BSW und SPD, ein 
»Land der Hoffnung und des Zusam-
menhalts« werden. Davon ist nicht viel 
übrig: Das Vertrauen in die Regierung ist 
auf einem historischen Tiefpunkt, eben-
so die Zustimmungswerte für die Partei-
en. Zwar hatte die Regierung schon von 
Anbeginn an keine eigene Mehrheit. Mit 
zusammen 45,5% der Stimmen kam die 
Koalition nur auf 44 der 88 Sitze im Par-
lament und war damit sowohl bei der 
Wahl von Mario Voigt zum Ministerprä-
sidenten und ist bei der der Aufstellung 

Paul Wellsow ist Politikwissenschaftler und Bü-
roleiter des Abgeordneten des Bundestags Bodo 
Ramelow. 

1  Reiser, Marion/Franke, Helene/Graichen, 
Robin/Hebenstreit, Jörg/Küppers, Anne/Vo-
gel, Lars/Zissel, Pierre: Gesellschaftlicher Zu-
sammenhalt in Thüringen. Ergebnisse des 
THÜRINGEN-MONITORs 2025, Jena, Fried-
rich-Schiller-Universität Jena & KomRex (doi.
org/10.22032/dbt.68840) – zitiert als »Mo-
nitor«. Für die Studie wurden vom 2.6. bis 
4.7.2025 repräsentativ 3.838 Personen befragt.

2  Alle Studien des »Monitors«: thueringen.
de/regierung/th-monitor.

3  Mehrheit fühlt sich von Regierung nicht 
vertreten, in: sueddeutsche.de, 6.5.2026 (www.
sueddeutsche.de/politik/zufriedenheit-mit-re-
gierung-umfrage-mehrheit-fuehlt-sich-von-re-
gierung-nicht-vertreten-dpa.urn-newsml-dpa-
com-20090101-260505-930-38923).

4  Thüringens Ministerpräsident Mario 
Voigt verliert seinen Doktortitel, in: welt.de, 
28.1.2026 (www.welt.de/politik/deutschland/
article697a14a918848ea61928a261/mario-
voigt-tu-chemnitz-entzieht-thueringens-minis-
terpraesident-den-doktortitel.html).

5  Aiko Kempen/Jonathan Peaceman: »Ich 
trete in das Vermächtnis eines Anspruchs«, in: 
Frag den Staat, 9.6.2026 (fragdenstaat.de/ar-
tikel/exklusiv/2026/06/ich-trete-in-das-ver-
machtnis-eines-anspruchs/).

6  Ezra/MOBIT/KomRex/IDZ Jena (Hrsg.): 
Thüringer Zustände 2025. Rechtsextremismus 
und gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit in 
Thüringen, Jena 2026 (www.idz-jena.de/filead-
min/user_upload/Publikationen/Thueringer_
Zustaende/Thueringer-Zustaende-25_digital.
pdf); zitiert als »Zustände«.
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der Landeshaushalte auf die Zusam-
menarbeit mit der oppositionellen Lin-
ken im Landtag angewiesen. Die Linke 
kann so weiterhin erkennbar Akzente für 
eine sozialere Politik durchsetzen, Er-
rungenschaften der rot-rot-grünen Lan-
desregierung erhalten und auch die AfD 
von der Macht fernhalten. Vor allem die 
CDU tut aber weiter so, als gäbe es keine 
Kooperation mit der Linken, um die Idee 
der doppelseitigen Abgrenzung nach 
links und rechts aufrecht zu erhalten – 
eine politische Lebenslüge, von der sich 
die Union weder im Bund noch im Land 
lösen kann.

Während CDU und SPD ihre schlech-
ten Ergebnisse aus der Wahl 2024 auch 
in Umfragen halten können, verliert 
das BSW. Die Union liegt in Umfragen 
bei 24 bis 25%, die in Thüringen dau-
erschwache SPD bei 6% bis 8%. Das 
BSW dagegen hat sich von 15,8% bei 
der Wahl auf nur noch 7% halbiert.7 Die 
Linke konnte sich dagegen nach ihrer 
Niederlage mit nur noch 13,1% (2019: 
31%) und dem Gang in die Opposition 
stabilisieren. Sie liegt nun kontinuier-
lich bei 14% in Umfragen, aber noch 
nicht wieder bei ihrer alten Stärke.

Die »Brombeer-Koalition« war nach 
der Wahl mit großen Versprechungen 
gestartet. In ihrem Koalitionsvertrag 
hieß es, grade auch mit Blick auf die nun 
im »Thüringen Monitor« verhandelten 
Fragen: »Wir werden das Land aus der 
Mitte heraus zusammenzuführen, Sor-
gen wahrnehmen und Ängste abbauen. 
[…] Unser Ziel ist ein Thüringen, das si-
cher, stark und innovativ ist – ein Thü-
ringen, das soziale Verantwortung lebt 
und das Miteinander fördert. In unse-
rer politischen Kultur steht Vertrauen 
im Mittelpunkt. Wir hören zu, tauschen 
uns aus und bringen unterschiedliche 
Sichtweisen zusammen, um die besten 
Lösungen zu finden. Gemeinsam Thü-
ringen erneuern bedeutet für uns, ei-
nen Geist der Kooperation zu schaffen, 
der das politische Klima prägt, der nach 
innen wirkt und nach außen strahlt – 
weil wir das Verbindende über das Tren-
nende stellen.«8

Doch die Zahlen aus Studien und 
Umfragen zeigen, dass diese Ziele nicht 
erreicht wurden. Misstrauen statt Ver-
trauen, Trennendes statt Verbinden-
des. Und auch eine andere Entwicklung 

deutet auf Unzufriedenheit und nega-
tive Bedingungen hin: Erstmals seit 
2016 verlassen wieder mehr Menschen 
Thüringen als zuziehen.9 Nachdem das 
Land von gut 2,6 Millionen Menschen 
1990 auf 2,1 Millionen im Jahr 2014 
geschrumpft war, wuchs die Bevölke-
rung vor allem durch Zuzug aus dem 
Ausland, aber auch innerdeutsche Zu-
wanderung, 2015 erstmals wieder und 
konnte den Rückgang zeitweise ausglei-
chen – sicherlich auch, weil die rot-rot-
grüne Landesregierung auf Integration 
und notwendige Zuwanderung setzte 
und nicht, wie AfD, CDU und BSW, Ab-
schottung zum Programm gemacht hat. 
2025 kippte der Trend: Der Wande-
rungssaldo fiel wieder negativ aus, ob-
wohl Thüringen auf Zuzug angewiesen 
ist. Auch die Erwerbslosigkeit in Thü-
ringen wächst wieder. Hier sind vor al-
lem bundesweite Entwicklungen aus-
schlaggebend. Aber die Landesregierung 
ist nicht in der Lage, der Entwicklung – 
den bereits erfolgten und anstehenden 
Betriebsschließungen in der Auto-Zulie-
fererindustrie und beim Versandriesen 
Zalando in Erfurt – entgegenzuwirken.

Die Versprechen der »Brombeere« 
auf einen Wirtschaftsaufschwung blie-
ben eine Luftnummer. War die Zahl der 
Erwerbslosen in Thüringen seit 2009 
(11,4%) auf 5,3% im Jahr 2019 gesun-
ken – auch durch aktive Arbeitsmarkt-
politik der rot-rot-grünen Landesregie-
rung – so stieg die Zahl coronabedingt 
2020 auf 6%, verharrte zwischen 2021 
und 2024 bei 5,6 bis 6,2%, um 2025 
auf 6,4% und im Frühjahr 2026 auf 
bis zu 6,7% anzuwachsen. »Die übli-
che Frühjahrsbelebung auf dem Arbeits-
markt fällt in Thüringen in diesem Jahr 
schwach aus«,10 konstatierte Die Zeit 
nun. Vor allem ältere Menschen und 
Langzeiterwerbslose haben es schwer, 
in Arbeit zu kommen. Während sich die 
Reallöhne laut Statistik nach Jahren 
von starker Inflation auch in Thürin-
gen 2025 leicht erholt hatten, stehen sie 
angesichts erneut steigender Teuerun-
gen erneut unter Druck.11 Auch hier gibt 
es seitens des Landes keine Antworten, 
um dem Preisanstieg zu begegnen. Ein 
»Land der Hoffnung« ist Thüringen so 
jedenfalls nicht.

Die wirtschaftliche Lage wird heute 
nur noch von 51% der Menschen als 

»gut« oder »sehr gut« bewertet. Zuvor 
hatten über fast ein Jahrzehnt lang er-
heblich mehr Menschen – zwischen 76 
und 83% – das so eingeschätzt. Bei der 
Einschätzung der eigenen wirtschaftli-
chen Situation sieht es ganz anders aus: 
Deutlich mehr bewerten sie als gut oder 
sehr gut (73%). Zwar ging auch die Zu-
friedenheit mit der eigenen Situation 
zurück – aber geringer (Monitor: 6/7). 
Was schon länger zu beobachten war, 
setzt sich fort: Eine »hohe Diskrepanz 
zwischen der Einschätzung der wirt-
schaftlichen Lage in Thüringen und der 
individuellen ökonomischen Situation.« 
(Ebd.: 7)

Die Umsätze der Thüringer Indust-
rie sind im Vergleich zum Vorjahr 2025 
um ein Prozent zurückgegangen, die 
Auftragseingänge seien um 2,6 Prozent-
punkte geschrumpft, teilte das Landes-
amt für Statistik mit. Besonders hart 
traf es Maschinenbauer und die Auto
branche. Während es bundesweit Ende 
2025 mehr Aufträge für die Indust-
rie gab, spiegelte sich das in Thürin-
gen nicht wider. Die Investitionsschwä-
che im Inland, schlechte Nachfrage aus 
dem Ausland im Maschinenbau, Unsi-
cherheiten mit der US-Zollpolitik sowie 
die schwere Situation für die in Thürin-
gen wichtige Auto- und Automobilzu-
lieferunternehmen seien Gründe für die 
Situation, schätzte die Thüringer Indus-
trie- und Handelskammer ein.12 Doch 
die Landesregierung lässt die Indust-
rie und Beschäftigte im Stich, da sind 
sich Beobachter*innen einig. Die Linke 
ist hier dagegen seit geraumer Zeit mit 
industriepolitischen Vorschlägen fürs 
Land in der Vorhand – von Überlegun-
gen zur Stärkung von Landesbeteili-
gungen bis hin zur Ansiedlung von Zu-
kunftstechnologien.13

Wie weiter?

Die Zahlen sind klar: Mit der von Ma-
rio Voigt geführten Landesregierung 
sind eine Mehrheit der Bevölkerung und 
große Teile der eigenen Wähler*innen 
unzufrieden. Das Vertrauen wurde ver-
spielt. CDU und SPD können in den 
Umfragen von der Konstellation nicht 
profitieren. Das BSW verliert massiv. 
Seine Arbeit in der Regierung steht in 
Kontrast zur schrillen Ablehnung der 
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Zusammenarbeit mit den demokrati-
schen Parteien durch das Bundes-BSW. 
Die »Brombeere« ist am Ende nur ein 
Notnagel: Sie war für die CDU nötig, um 
wieder an die Macht zu kommen und 
um Die Linke außen vor zu halten. Un-
terdessen steht die AfD in Umfragen 
zwischen 35 bis 39%. Ihr Partei- und 
Fraktionschef Björn Höcke spielt selbst-
bewusst damit, als nächster Minister-
präsident bereits gesetzt zu sein. Im Mai 
sagte er: »Wenn ich die Zeitläufe rich-
tig interpretiere, kann ich mich eigent-
lich, wenn ich gesund bleiben sollte, nur 
noch durch Selbstmord dem Minister-
präsidentenamt entziehen.«14

Der gesellschaftliche Zusammenhalt 
im Land ist fragil und der Blick in die 
Zukunft von Skepsis geprägt. Die öko-
nomische und soziale Lage ist für viele 
Menschen prekär, die erfolgten und dro-
henden Betriebs- und Standortschlie-
ßungen in der Industrie und Versand-
branche werden die Lage verschärfen. 
Die Landesregierung ist nicht in der 
Lage, Betriebe in der Region zu halten, 
Jobs zu sichern und einen notwendigen 
Transformationspfad einzuleiten. Statt-
dessen irritiert die CDU-Wirtschaftsmi-
nisterin und ehemalige Wirtschaftslob-
byistin (»Die Familienunternehmen«) 
Colette Boos-John mit ihren Wortmel-
dungen. Sie bügelte Kritik an der Bun-
desregierung als »Miesepetrigkeit«15 ab, 
forderte eine Debatte über den Wieder-
einstieg in die Kernenergie16 und Rüs-
tung als Lösung der Probleme der Au-

tozulieferer.17 Antworten auf die realen 
Probleme, die im »Thüringen Monitor« 
deutlich werden, gibt es dagegen nicht. 
Alles spricht dafür, dass die Regierung 
schon nach gut einem Jahr abgewirt-
schaftet hat.

Den »Thüringer Weg« erneuern

In seiner Rede zu den Ergebnissen des 
»Thüringen Monitors« im Thüringer 
Landtag skizzierte der Vorsitzende der 
Linksfraktion, Christian Schaft, Antwor-
ten auf die Befunde: »Vertrauen wird 
durch eine Politik geschaffen, die ei-
nen konkreten Gebrauchswert […] hat. 
Es muss also konkret spürbar werden, 
dass das Leben bezahlbar, einfacher 
und sicherer wird, damit sie mit Mut 
und Zuversicht in die Zukunft schauen 
können.«18 Konkret benannte er Sorgen 
über Mieten, Nebenkosten und Preisex-
plosionen an Tankstellen sowie im Su-
permarkt. Das Problem sei »eine Gier-
flation profitmaximierender Konzerne 
und Superreicher«. Wer Zusammen-
halt wolle, müsse »die sozialen Ursa-
chen von Unsicherheit bekämpfen« und 
eine Politik machen, »die zuhört, han-
delt und nicht nach rechts abbiegt. Es 
braucht eine Regierung, die Menschen 
nicht gegeneinander ausspielt, sondern 
demokratische Politik wieder spürbar 
macht: schützend, entlastend und er-
möglichend.« Was heißt das konkret? 
Die Linke muss mit Blick auf die kom-
mende Wahl 2029 möglichst rasch ihren 

7  Quelle für die Umfragedaten: www.wahl-
recht.de/umfragen/landtage/thueringen.htm.

8  CDU/BSW/SPD: Mut zur Verantwortung. 
Thüringen nach vorne bringen, Erfurt, 2024 
(www.christian-tischner.de/Dateien/koalitions-
vertrag-24-29/17789472), S. 5.

9  Auslands-Zuzug gleicht Abwanderung nicht 
mehr aus, in: Die Zeit, 7.5.2026 (www.zeit.de/
news/2026-05/07/auslands-zuzug-gleicht-ab-
wanderung-nicht-mehr-aus).

10  Jobangebote: Ältere und Langzeitarbeits-
lose haben Probleme, Die Zeit, 30.4.2026 (www.
zeit.de/news/2026-04/30/nur-wenig-bewe-
gung-auf-thueringens-arbeitsmarkt).

11  Landesamt für Statistik Thüringen: Inflati-
onsrate in Thüringen im April bei durchschnitt-
lich 3,2%, 6..2026 (statistik.thueringen.de/
presse/2026/pr_101_26.pdf).

12  Thüringer Industrie hat schweres Jahr hin-
ter sich, in: ntv.de, 13.3.2026 (www.n-tv.de/re-
gionales/thueringen/Thueringer-Industrie-hat-
schweres-Jahr-hinter-sich-id30468074.html).

13  Unter anderem hier: Ulrike Grosse-Röthig/
Christian Schaft: Zukunft made in Thüringen. 
Für den Einstieg in die Produktion von Ener-
gie-Zukunftstechnologie mit Landesbeteiligung, 
1.3.2024 (www.die-linke-thueringen.de/filead-
min/LV_Thueringen/user/upload/Diskussi-
onspapier_Industrie_Thueringen_010324.
pdf).

14  Zitiert nach: x.com/martin_debes/sta-
tus/2057176048735830228.

15  »Miesepetrigkeit geht zu weit«: Thürin-
gens Wirtschaftsministerin beklagt schlechte 
Stimmung, in: Thüringer Allgemeine, 11.5.2026 
(www.thueringer-allgemeine.de/politik/ar-
ticle411949686/miesepetrigkeit-geht-zu-weit-
thueringens-wirtschaftsministerin-beklagt-
schlechte-stimmung.html).

16  Thüringer Ministerin regt neue De-
batte über Kernkraft an, in: Volksstimme.de, 
16.4.2026 (www.volksstimme.de/panorama/
thuringer-ministerin-regt-neue-debatte-uber-
kernkraft-an-4233507).

17  Wirtschaftsministerin sieht Chancen bei 
Drohnenabwehr und KI, in: ntv.de, 16.2.2026 
(www.n-tv.de/regionales/thueringen/Wirt-
schaftsministerin-sieht-Chancen-bei-Drohnen-
abwehr-und-KI-id30366067.html).

18  Christian Schaft: Die drängenden Prob-
leme in den Fokus politischen Handelns rücken, 
22.5.2026 (www.die-linke-thl.de/aktuelles/
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startseite/detail/news/die-draengenden-prob-
leme-in-den-fokus-politischen-handelns-rue-
cken/).

19  Benjamin-Immanuel Hoff am 15.5.2026 
auf seinem Blog (www.nachdenken-im-hand-
gemenge.de/de/article/4360.das-traditionsrei-
che-volkshaus-der-linken-weiterbauen.html).

politischen Kurs für die nächsten Jah-
re festklopfen und personell unterset-
zen. Auf dem Weg aus der Regierung in 
die mitgestaltende Opposition gelang es, 
in Umfragen stabil zu bleiben – das war 
ein wichtiger Schritt. Doch dabei darf 
es nicht bleiben: Es ist möglich, an das 
Potenzial der Thüringer Linken anzu-
knüpfen, das zwischen 2014 und 2020 
bei Wahlen und in Umfragen sichtbar 
wurde. Bis zu 40% gaben zeitweise an, 
für Die Linke stimmen zu wollen (INSA, 
14.2.2020). 

Unter Bodo Ramelow hatte die Regie-
rung das Land zum Besseren verändert 
– an vielen kleinen, und manch großen 
Punkten. Erst jetzt wird Vielen klar, was 
mit Rot-Rot-Grün und nach Jahrzehn-
ten CDU-Herrschaft zu einer neuen, ge-
meinsam errungenen Normalität im 
Freistaat wurde: Beitragsfreie Kinder-
gartenjahre, Bildungsurlaub, ein zu-
sätzlicher Feiertag, Ausbau der Demo-
kratie-Förderung, mehr Einstellungen 
von Lehrer*innen, Fokus auf Integra-
tion statt Abschiebungen, Kulturförde-
rung, bessere Kommunalfinanzen oder 
der Ausbau von Bus und Bahn. Die Po-
litik der »Brombeere« gefährdet vieles 
davon.

Die Linke hat durch das Modell der 
Tolerierung der Landeshaushalte seit 
2025 einen Weg gefunden, Fortschritte 
zu verteidigen und sogar auszubauen. 
Für die Partei ist es daher notwendig, 
die realen Erfolge aus zehn Jahren Rot-
Rot-Grün deutlicher zu betonen und ge-
meinsam mit Verbänden und den Men-
schen zu verteidigen. Zudem muss es 
darum gehen, statt sich wieder in abs-
trakten Debatten über ein Pro oder Kon-
tra des Regierens zu verlieren, den Blick 
weiterhin auf die Verbesserung der re-
alen Lebensbedingungen zu richten – 
hier aber die Kommunikation über die 
eigenen Erfolge sowie das offenkun-
dige Versagen der jetzigen Landesregie-
rung auf Offensive zu stellen. Da in Thü-
ringen zwischen den demokratischen 
Parteien und unter Einbeziehung ge-
sellschaftlicher Akteure belastbare po-
litische Absprachen möglich sind, ist 
auch für die Zeit nach der Wahl 2029 – 
oder früher – die Durchsetzung progres-
siver Politik denkbar.

Bruchstellen und 
Anknüpfungspunkte

Derzeit ist Die Linke in Thüringen (kon-
struktive) Opposition im Landtag – 
ohne ihre Stimmen geht fast nichts. 
Doch sich mit dieser Rolle zu begnügen, 
kann keine Option sein. Es war doch ge-
rade die Verbindung der konkreten po-
litischen Arbeit in Institutionen und 
Parlamenten, zusammen mit dem En-
gagement in der Gesellschaft, in Verei-
nen und auf der Straße sowie einer so-
zialistischen Utopie für das Morgen, die 
Erfolge brachte – also die Orientierung 
am »Strategischen Dreieck«. Nach zehn 
Jahren des Regierens, nach dem Ein-
tritt vieler Neumitglieder in die Partei 
und einer veränderten Welt ist jedoch 
eine Neujustierung nötig. Es braucht 
die Debatte um die Ausgestaltung der 
Aufgaben der Partei im Spannungsfeld 
des »Strategischen Dreiecks« und ihrer 
konkreten Vorhaben, was mit linker Re-
formpolitik in einem Thüringen des 21. 
Jahrhunderts erreicht werden kann. Das 
Ergebnis muss Bestandteil des Wegs 
zum Regierungswahlkampf 2029 wer-
den. Der »Thüringen Monitor« liefert 
hilfreiche Hinweise, wo Bruchstellen 
im Kurs der amtierenden Regierung zu 
finden sind, wo zentrale politische Her-
ausforderungen und wichtige Anknüp-
fungspunkte für progressive Politik lie-
gen.

Aus dem »Monitor« leitet sich ab, 
dass konkrete Sorgen zentraler Punkt 
der Politik sein müssen – aber eben 
nicht nur als Bekenntnis und leere For-
derung, sondern in Reaktion auf die 
Enttäuschung über die Ineffektivität der 
Politik als konkretes Versprechen, damit 
eine Linke in Regierung real und zeit-
nah Veränderungen erreicht. Auf die Er-
fahrung »Die tun nichts!« muss die Ant-
wort sein: »Die kümmern sich!« Das 
glaubwürdige Versprechen einer stabi-
len oder sogar materiell besseren Zu-
kunft muss mit einer stringenten Perso-
nalisierung und einem Mindestmaß an 
gemeinsamen Werten sowie der Über-
zeugung, es lohnt sich zu wählen, ver-
bunden sein. Auch die Zahlen aus dem 
»Monitor« zur Identifikation der Men-
schen mit ihrer Region, ihren Vereinen 
und örtlichen Strukturen machen klar, 
dass eine Linke, die wieder mehrheits-

fähig sein will, sich nicht von der Ge-
sellschaft abschotten darf. Der Alltags-
verstand der Menschen, die gewohnte 
Kultur und das Verständnis, wie das ei-
gene Leben sein soll, ist nicht zwingend 
identisch mit dem Selbstbild aktiver 
Mitglieder einer Partei.

In Thüringen hat Die Linke noch im-
mer die Chance, sozialistische Volkspar-
tei zu werden. Doch eine solche Partei 
entsteht nicht allein »durch Kampag-
nensteuerung oder Kommunikations-
macht, sondern durch dauerhafte gesell-
schaftliche Verankerung, organisierte 
Beteiligung und die Fähigkeit, unter-
schiedliche Interessen politisch zusam-
menzuführen«, wie Benjamin-Imma-
nuel Hoff zu Recht schreibt. »Für Die 
Linke würde das bedeuten, nicht nur in 
Wahlkämpfen sichtbar zu sein, sondern 
dauerhaft in Gewerkschaften, Sozialver-
bänden, Mieterinitiativen, Kulturinsti-
tutionen oder Nachbarschaften präsent 
zu sein. Mit dem Kampf gegen das Es-
tablishment ist dieser Weg erfolgreich 
nicht zu bestreiten. Denn es geht dann 
um Hegemonie und nicht allein um Op-
position. […] Sie darf sich nicht auf de-
fensive Abwehrkämpfe oder moralische 
Empörung beschränken, sondern muss 
konkrete soziale Verbesserungen mit ei-
ner positiven Vorstellung gesellschaftli-
cher Transformation verbinden.«19

Für progressive Kräfte in Thürin-
gen – gemeint sind hier Die Linke, SPD 
und Grüne, Gewerkschaften, Sozialver-
bände, ökologische und feministische 
und außerparlamentarische Initiativen 
– braucht es einen Aufbruch nach vorn 
statt Selbstbeschäftigung. Ein »Wei-
ter so« der Brombeer-Regierung darf es 
nicht geben, genauso wenig wie die Vor-
stellung, es gebe in Thüringen nur die 
Wahl zwischen Mario Voigt und Björn 
Höcke. Es gibt vielmehr eine Zukunft, 
die aus der verbreiteten Enttäuschung 
über unerfüllte Versprechen ausbricht 
und die Stärken und das positive Bild 
der Menschen von Thüringens Stärken 
konstruktiv für eine solidarische und si-
chere Gesellschaft wendet.
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